Die Amerikanische Revolution, Verfassung, Demokratie, Mentalität
1. Mit der revolutionären Erringung der Unabhängigkeit war der Prozess der Nation-Werdung keineswegs abgeschlossen. Gestritten wurde 1783-87 darüber, ob nun 13 souveräne Staaten ihre Unabhängigkeit in einem lockeren Staatenbund genießen oder ob sie sich enger in einem Bundesstaat verbinden sollten. 

2. Da die wirtschaftliche Abhängigkeit von GB keineswegs mit der UA hinfällig war (der Handel war auf den Schutz durch die britische Flotte angewiesen), bildete der Wunsch nach wirklicher Souveränität (Exekutive nach außen = Flotte) ein Hauptmotiv für eine bundesstaatliche Lösung.

3. In den Einzelstaaten gab es große Vorbehalte gegen eine Bundesverfassung, einen starken Staat. In diesem Ressentiment spiegelt sich die Tradition der europäischen Aufklärung (Rousseau), die im Staat, in der Regierung, ein notwendiges Übel sah. Notwendig, um nicht ins Chaos zu fallen, Übel vor allem deswegen, weil Staat, Gesetze, Steuern immer auf Kosten der Freiheit des Individuums gehen. Dies ist die urliberale Mentalität (vgl. Smith). Der Amerikaner ist von Anfang an der Typ des Liberalen.

4. Von Mai bis Sept. 1787 tagten in Philadelphia 55 „Verfassungsväter“, die nach konzentrierter Arbeit schnell das Verfassungskonzept vorlegen konnten. Die Wochen danach waren von aufgeregter Agitation gekennzeichnet. Gegen die aus Antikolonialismus gewachsene Angst vor Tyrannei, die sich auf den starken Bundesstaat bezog, mussten Hamilton, Madison, Washington ihre ganze Autorität und Integrität einsetzen. Dieser „Wahlkampf“ ist dokumentiert in den „Federalist Papers“, bis heute eine Art Verfassungskommentar. Entgegen dem deutschen Wortgebrauch bedeutet „Federalist“ in USA nicht „Föderalist“, sondern gerade das Gegenteil: Unionist, Bundesstaatler.
5. Dass die Verfassung zunächst keine Menschenrechtserklärung vorsah, hing damit zusammen, dass man diese Erklärungen für eine souveräne Sache der Einzelstaaten hielt. 1791, also gleichzeitig mit der ersten Französischen Verfassung, wurden diese „Bill of Rights“ als erstes Amendment der Verfassung angehängt.

6. Die Annahme der Bundesverfassung geschah in revolutionärer Methode: Eigens zu diesem Zweck gewählte Konvente in den Einzelstaaten stimmten über die Verfassung ab und lösten sich dann wieder auf.

7. Selbstverständlich blieben die Parlamente/ Gouverneure in den Einzelstaaten bis heute bestehen. Sie haben große Souveränität und insgesamt mehr Gesetzgebungskompetenzen als der Bund. Was den Amerikaner in seinem Alltag betrifft, wird in viel stärkerem Maße in Boston, Sacramento, Austin entschieden als in Washington. Dadurch erklären sich große regionale Unterschiede (z.B. Vorreiter in Sachen Umweltschutz war die „kalifornische Abgasnorm“). Die 50 Einzelstaaten haben ebenfalls vom Volk gewählte Parlamente, meist als 2-Kammersystem (Senat und Repräsentantenhaus). Der Gouverneur wird wie der Präsident plebiszitär gewählt.
8. Während wir Europäer den Amerikanischen Präsidenten als „mächtigsten Mann der Welt“ (Außenpolitik, Atommacht) ansehen, ist die Macht dieses Präsidenten (von den Verfassungsvätern als „oberster Beamter“ verstanden) durch „checks and balances“ stark eingeschränkt:

· Override a Veto

· Impeachment

· Kontrolle durch Supreme Court

· Zustimmungspflicht des Senats zu Personalentscheidungen

· Keine „Regierungs-Fraktion“ im Kongress

9. Die Verfassungsväter wollten auf alle Fälle eine zu große Machtfülle des Präsidenten (Tyrannenangst) verhindern. Aus diesen Gründen ist der Bundesapparat schwerfällig, bringt nur wenige Gesetze/Reformen zustande (im Vergleich zu D), Das Entscheidende läuft in den Einzelstaaten.

10. Fast alle großen Präsidenten haben versucht, die eingeschränkte Handlungskompetenz des Amtes zu überschreiten. Sie haben sich in hartem Kampf dabei gegen Kongress und Obersten Gerichtshof sowie die Medien durchgesetzt (Lincoln, Roosevelt) oder sind gescheitert (Wilson, Kennedy).

11. Trotz dieser Niederlagen kamen die USA in all diesen Konflikten (am stärksten im Bürgerkrieg und II. WK) ein gutes Stück voran in Sachen Ausweitung der bundestaatlichen Tendenz.

12. Neben den unionistisch-zentralistischen Institutionen PRÄSIDENT und REPRÄSENTANTENHAUS haben wir ein föderales Element im SENAT. Wie in D. ergänzt sich in den USA die horizontale durch die vertikale (Union - states) Gewaltenteilung.

13. Auch der Hang zum Isolationismus, die Abstinenz von Weltpolitik, wie sie im Gefolge der Monroe-Doktrin (1823) vor allem von den Republikanern vertreten wird, verstehen sich am besten aus der puritanisch-demokratischen Gründermentalität:  Wir sind aus Europa fort, um in Amerika, unserem neuen Kontinent unsere eigene Sache zu machen, unser Eigentum zu erwerben und zu verteidigen (Waffen!), unser Land zu erschließen. Wir sind uns selbst genug. Lasst die Welt monarchisch sein, Hauptsache wir sind da raus und Demokraten. Wir sind gleich, die Herren haben wir in Europa gelassen.(vgl. Vossler).

14. Die Herr-Knecht-Dichotomie (Hegel) gibt es in USA nicht, nicht unter den gleichen Weißen (vgl. „I like to be in America“ aus „West Side Story“): Chef und Angestellter gehen kameradschaftlich miteinander um. Es gibt kein Standesdenken, Leistung zählt. Der Reiche ist nicht verdächtig wie in EU, sondern eher der Arme, der an seiner Armut selbst schuld ist und das auch selbst so sieht (vgl. Zustimmung zur neoliberalen Politik Reagans auch durch Arme).

15. Herrengesinnung hat der Amerikaner gegenüber dem (im Prinzip verhassten) Staat, gegenüber Regierung und Präsidenten: Man betet die Regierung nicht an, „man hält sie sich“, quasi wie die Kapitaleigner in einer AG sich einen leitenden Angestellten halten, der die Arbeit macht. Wenn der Präsident nicht spurt, wird er zu nächsten Kündigungstermin (Wahl!) entlassen.

16. Diese Einstellung ist urdemokratisch im Sinne der Aufklärung: Staat als notwendiges Übel. Für uns Deutsche, die wir stark durch absolutistisch-feudale Tradition und Untertanengesinnung (Luther-Bismarck-Wilhelm-Hitler-Honecker-Adenauer) in einem starken (Macht)staat geprägt sind, ist diese Mentalität eher fremd. Bei uns denkt man häufig, der Bürger sei für den Staat da, für den Amerikaner gilt mehr eine Art liberaler Unternehmermentalität gegenüber dem Staat: Der Staat ist für den Bürger da.
17. Mit dieser Staatsskepsis, der scharfen Kontrolle des Präsidenten durch den gesamten Kongress (nicht nur die Oppositionspartei) sind die Amerikaner näher am aufklärerischen Demokratiemodell als wir mit unserer parlamentarischen Demokratie, Fraktionszwang, Staatsverherrlichung, Ruf nach dem Staat usw.

18. Viele politische Kämpfe gehen in den USA um den Streit: Großer oder kleiner Bundesstaat. Bei aller Andersartigkeit gibt es da aber eine unaufhaltsame Tendenz der Europäisierung (Konvergenz).

19. Die Reaktion aufden Terror des 11.09. 2001 hat die Ausweitung der Tendenz zum starken (Bundes)Staat beschleunigt.

20. Obama dagegen erfährt derzeit im Widerstand gegen seine Gesundheitsreform die traditionelle Abwehr der Amerikaner gegen eine Ausweitung der Staatstätigkeit.

HA: Arbeiten Sie den Text so durch, dass Sie in der nächsten Stunde darüber debattieren können.
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